
Aktenzeichen: 
S 17 KR 857/19 

SOZIALGERI 

SPEYER 

In dem Rechtsstreit 

 

-Beglaubigte Abschrift-

Wiedervori,,..ge ► 

Rechtsschutz GmbH 
Büro Ludwigshafen 

.., 5. FEB. 2021 

- Klägerin -

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtssekretäre N. van den Bruck pp., DGB 
Rechtsschutz GmbH, Rechtsstelle Ludwigshafen, 
Ludwigsplatz 1, 67059 Ludwigshafen am Rhein 

gegen 

- Beklagte -

hat die 17. Kammer des Sozialgerichts Speyer am 28. Januar 2021 ohne mündli-
che Verhandlung durch 

den Richter am Sozialgericht ... 

sowie die ehrenamtlichen Richter Herr ... und Herr ...

für Recht erkannt: 
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1.) Die Beklagte wird unter Aufhebung der Bescheide vom 19.10.2018 und 

17.12.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.04.2019 verur­

teilt, der Klägerin für die Zeit vom 07.10.2018 bis einschließlich 13.10.2018 

Krankengeld in gesetzlicher Höhe zu zahlen. 

2.) Die Beklagte trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten der Klägerin. 

Tatbestand 

Zwischen Beteiligten ist die Zahlung von Krankengeld für die Zeit vom 07.10.2018 

bis zum 13.10.2018 streitig. 

Die am 18.03.1954 geborene Klägerin ist bei der Beklagten krankenversichert. 

Mit Erstbescheinigung vom 01.10.2018 wurde der Klägerin durch die Ärztin für 

Allgemeinmedizin R. eine voraussichtliche Arbeitsunfähigkeit bis zum 

06.10.2018 (Samstag) attestiert. 

Mit Folgebescheinigung vom 08.10.2018 (Montag) stellte Herr Dr. med. L. eine 

voraussichtliche Arbeitsunfähigkeit bis zum 13.10.2018 fest. Für die Attestierung 

der Arbeitsunfähigkeit wurde der Vordruck des „Muster 1" verwendet. Bei diesem 

besteht die Besonderheit, dass die Anschrift der jewefligen Krankenkasse in der 

Regel händisch geschrieben wird. 

Durch die Klägerin wurde die Folgebescheinigung am 09.10.2018 per Post an die 

Geschäftsstelle der Beklagten in Ludwigshafen, ..., übersandt. 
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Aufgrund eines zwischen der Beklagten und der Deutschen Post AG geschlosse­

nen Vertrags über das Umleiten von Briefsendungen erfolgt eine sogenannte Um­

routung. 

Sämtliche Briefe, die postalisch an die obige Geschäftsstelle der Beklagten adres­

siert werden, werden dabei durch die Deutsche Post an ein zentrales Scan-und 

Dienstleistungszentrum umgeleitet (BI. 9 der Verwaltungsakte) und dort erfasst. 

· Die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 08.10.2018 wurde in diesem zentralen

Dienstleistungszentrum am 16.10.2018 (Dienstag) gescannt (BI. 4 der Verwal­

tungsakte).

Seit dem 13.10.2018 ist die Klägerin wieder arbeitsfähig. 

Am 18.10.2018 wandte sich die Klägerin telefonisch an die Beklagte und teilJe mit, 

dass sie seit dem 15.10.2018 wieder arbeite und fragte nach ihrem Krankengeld. 

Durch die Beklagte wurde die Klägerin darüber informiert, dass bezüglich der Mit­

teilung der Arbeitsunfähigkeit eine Lücke bzw. Spätmeldung vorliege. Dement­

sprechend werde derzeit eine Versagung des Krankengelds geprüft. 

In dem Telefonat wurde gleichzeitig besprochen, dass die Arbeitsunfähigkeitsbe­

scheinigung vom 08.10.2018 nicht korrekt ausgestellt worden sei, da die Bezeich­

nung als „Endbescheinigung" fehle. 

Am gleichen Tag begab sich die Klägerin zu Herrn Dr. med. L. und ließ sich 

von diesem eine weitere auf den 08.10.2018 datierte Arbeitsunfähigkeitsbeschei'." 

nigung erteilen. In dieser war eine voraussichtliche Arbeitsunfähigkeit bis zum 

13.10.2018 angegeben; Gleichzeitig war diese Bescheinigung als „Endbescheini­

gung" gekennzeichnet. 

Auf die AU-Bescheinigung vom 08.10.2018 (BI. 11 der Verwaltungsakte) wird Be-. 

zug genommen. 
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Gefahr des Nichteingangs oder des nicht rechtzeitigen Eingangs der Meldung be­

lastet. 

Mit Änderungsbescheid vom .17.12.2018 hob die Beklagte den Bescheid vom 

19.10.2018 auf, und regelte ein Ruhen des Krankengelds für 'die Zeit vom 

07.10.2018 bis zum 13.10.2018. Zur Begründung führte die Beklagte aus, dass 

zwischenzeitlich eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bis zum 13.10.2018 als 

Endbescheinigung vorliege. Aufgrund dessen entfalte die Spätmeldung nur eine 

Wirkung bis zum 13.10.2018. 

Mit Schreiben vom 03.01.2019 legte die Klägerin gegen den Bescheid vom 

17.12.2018 Widerspruch ein. 

Zur Begründung des Wi_derspruchs führte die Klägerin mit Schreiben vom 

21.02.2019 aus, dass die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 08.10.2018 be­

reits am 11.10.2018 bei der Beklagten vorgelegen habe. Denn am gleichen Tage 

habe sie bei der Beklagten angerufen und mitgeteilt, dass sie über den in der Ar­

beitsunfähigkeitsbescheinigung hinaus genannten Zeitraum nicht weiter arbeitsun­

fähig_ sei. Daraufhin sei ihr durch den Mitarbeiter der Beklagten mitgeteilt worden, 

dass die ihm vorliegende Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung eine Folgebescheini­

gung des Herrn Dr. med. L. sei. Der Mitarbeiter habe weiter angegeben, dass im 

Falle der Beendigung der Arbeitsunfähigkeit durch den Arzt' das Kästchen End­

bescheinigung angekreuzt werden müs_se. 

Aufgrund dessen habe sie sich durch ihren Arzt eine weitere Arbeitsunfähigkeits­

bescheinigung ausstellen lassen, bei der allerdings dann das Kästchen „Endbe­

scheinigung" angekreuzt gewesen sei. 

Da das Telefonat am 11.10.2018 geführt worden sei, habe sie die Wochenfrist 

eingehalten. Denn zur rechtzeitigen Meldung von Arbeitsunfähigkeit sei nach der 

ständigen Rechtsprechung auch eine mündliche Form/telefonische Form ausrei-

chend. 
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